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Die Bank ist  der BVR Inst itutssicherung GmbH und der Sicherungseinrichtung des Bundesverbandes der Deutschen Volksbanken und Raiffeisenbanken 

e.V. angeschlossen.
  

Grundregeln für die Beziehung zwischen Kunde und 
Bank 

1 Geltungsbereich und Änderungen dieser 
Geschäftsbedingungen und der Sonderbedingungen für 
einzelne Geschäftsbeziehungen 

(1) Geltungsbereich 

Die Allgemeinen Geschäft sbedingungen gelt en für die gesamte 
Geschäft sverbindung zwischen dem Kunden und den inländischen Geschäftsstellen 
der Bank (im Folgenden Bank genannt ). Daneben gelt en für einzelne 
Geschäft sbeziehungen (zum Beispiel für das Wert papiergeschäft, den 
Zahlungsverkehr und für den Sparverkehr) Sonderbedingungen, die Abweichungen 

oder Ergänzungen zu diesen Allgemeinen Geschäft sbedingungen ent halten; sie 
werden bei der Kont oeröffnung oder bei Ert eilung eines Auft rags mit dem Kunden 
vereinbart . Unt erhält  der Kunde auch Geschäft sverbindungen  zu ausländischen 
Geschäft sstellen, sichert  das Pfandrecht  der Bank (Nummer 14 dieser 
Geschäft sbedingungen) auch die Ansprüche dieser ausländischen Geschäftsstellen. 

(2) Entfällt 

2 Bankgeheimnis und Bankauskunft 

(1) Bankgeheimnis 

Die Bank ist  zur Verschwiegenheit  über alle kundenbezogenen Tat sachen und 

Wert ungen verpflicht et , von denen sie Kennt nis erlangt  (Bankgeheimnis). 
Informat ionen über den Kunden darf die Bank nur weit ergeben, wenn geset zliche 
Best immungen dies gebiet en oder der Kunde eingewilligt  hat  oder die Bank zur 
Ert eilung einer Bankauskunft befugt ist. 

(2) Bankauskunft 

Eine Bankauskunft  ent hält  allgemein gehalt ene Fest stellungen und Bemerkungen 
über die wirt schaftlichen Verhält nisse des Kunden, seine Kredit würdigkeit und 
Zahlungsfähigkeit ; bet ragsmäßige Angaben über Kont ostände, Spargut haben, 
Depot - oder sonst ige der Bank anvert raut e Vermögenswerte sowie Angaben über 
die Höhe von Kredit inanspruchnahmen werden nicht gemacht. 

(3) Voraussetzungen für die Erteilung einer Bankauskunft 

Die Bank ist  befugt , über juristische Personen und im Handelsregister einget ragene 
Kaufleut e Bankauskünft e zu ert eilen, sofern sich die Anfrage auf ihre geschäftliche 
Tät igkeit  bezieht . Die Bank ert eilt  jedoch keine Auskünfte, wenn ihr eine 

anderslaut ende Weisung des Kunden vorliegt. Bankauskünfte über andere Personen, 
insbesondere über Privatkunden und Vereinigungen erteilt die Bank nur dann, wenn 
diese generell oder im Einzelfall ausdrücklich zugestimmt haben. Eine Bankauskunft 
wird nur ert eilt, wenn der Anfragende ein berechtigtes Interesse an der gewünschten 
Auskunft  glaubhaft dargelegt  hat  und kein Grund zu der Annahme best eht , dass 
schut zwürdige Belange des Kunden der Auskunftserteilung entgegenstehen. 

(4) Empfänger von Bankauskünften 

Bankauskünft e ert eilt die Bank nur eigenen Kunden sowie anderen Kreditinstituten 
für deren Zwecke oder die ihrer Kunden. 

3 Haftung der Bank; Mitverschulden des Kunden 

(1) Haftungsgrundsätze 

Die Bank haft et  bei der Erfüllung ihrer Verpflicht ungen für jedes Verschulden ihrer 
Mit arbeit er und der Personen, die sie zur Erfüllung ihrer Verpflichtungen hinzuzieht. 

Soweit  die Sonderbedingungen für einzelne Geschäft sbeziehungen oder sonstige 
Vereinbarungen et was Abweichendes regeln, gehen diese Regelungen vor. Hat  der 
Kunde durch ein schuldhaftes Verhalt en (zum Beispiel durch Verlet zung der in 
Nummer 11 dieser Geschäft sbedingungen aufgeführten Mit wirkungspflichten) zu 
der Ent stehung eines Schadens beiget ragen, bestimmt sich nach den Grundsätzen 
des Mit verschuldens, in welchem Umfang Bank und Kunde den Schaden zu t ragen 
haben. 

(2) Weitergeleitete Aufträge 

Wenn ein Auft rag seinem Inhalt  nach t ypischerweise in der Form ausgeführt wird, 
dass die Bank einen Drit ten mit der weiteren Erledigung betraut, erfüllt die Bank den 
Auft rag dadurch, dass sie ihn im eigenen Namen an den Drit t en weit erleitet 

(weit ergeleit eter Auft rag). Dies bet rifft zum Beispiel die Einholung von 
Bankauskünft en bei anderen Kredit instituten oder die Verwahrung und Verwaltung 

von Wert papieren im Ausland. In diesen Fällen beschränkt  sich die Haftung der Bank 

auf die sorgfält ige Auswahl und Unterweisung des Dritten. 

(3) Störung des Betriebs 

Die Bank haft et  nicht  für Schäden, die durch höhere Gewalt , Aufruhr, Kriegs - und 
Nat urereignisse oder durch sonstige von ihr nicht  zu vertretende Vorkommnisse (zum 
Beispiel St reik, Aussperrung, Verkehrsstörung, Verfügungen von hoher Hand im In- 
oder Ausland) eint reten. 

4 Grenzen der Aufrechnungsbefugnis des Kunden 

Der Kunde kann gegen Forderungen der Bank nur aufrechnen, wenn seine 
Forderungen unbestritten oder rechtskräftig festgestellt sind. 

5 Verfügungsberechtigung nach dem Tod des Kunden 

Nach dem Tod des Kunden hat  derjenige, der sich gegenüber der Bank auf die 

Recht snachfolge des Kunden beruft , der Bank seine erbrecht liche Berecht igung in 
geeignet er Weise nachzuweisen. Wird der Bank eine Ausfert igung oder eine 
beglaubigt e Abschrift der let zt willigen Verfügung (Testament, Erbvert rag) nebst 
zugehöriger Eröffnungsniederschrift vorgelegt, darf die Bank denjenigen, der darin 
als Erbe oder Test ament svollstrecker bezeichnet ist , als Berecht igten ansehen, ihn 
verfügen lassen und insbesondere mit befreiender Wirkung an ihn leist en. Dies gilt  
nicht , wenn der Bank bekannt  ist , dass der dort  Genannt e (zum Beispiel nach 
Anfecht ung oder wegen Nichtigkeit des Testaments) nicht verfügungsberechtigt ist, 
oder wenn ihr dies infolge Fahrlässigkeit nicht bekannt geworden ist. 

6 Maßgebliches Recht und Gerichtsstand bei kaufmännischen 
und öffentlich-rechtlichen Kunden 

(1) Geltung deutschen Rechts 

Für die Geschäft sverbindung zwischen dem Kunden und der Bank gilt  deut sches 
Recht . 

(2) Gerichtsstand für Inlandskunden 

Ist  der Kunde ein Kaufmann und ist  die st reitige Geschäftsbeziehung dem Bet riebe 
seines Handelsgewerbes zuzurechnen, so kann die Bank diesen Kunden an dem für 
die kont oführende Stelle zuständigen Gericht oder bei einem anderen zust ändigen 

Gericht  verklagen; dasselbe gilt  für eine juris t ische Person des öffentlichen Rechts 
und für öffent lich-rechtliche Sondervermögen. Die Bank selbst  kann von diesen 
Kunden nur an dem für die kont oführende St elle zuständigen Gericht verklagt  
werden. 

(3) Gerichtsstand für Auslandskunden 

Die Gericht sstandsvereinbarung gilt  auch für Kunden, die im Ausland eine 
vergleichbare gewerbliche Tät igkeit  ausüben, sowie für ausländische Institutionen, 
die mit  inländischen jurist ischen Personen des öffentlichen Recht s oder mit  einem 
inländischen öffentlich-rechtlichen Sondervermögen vergleichbar sind. 

Kontoführung 

7 Rechnungsabschlüsse bei Kontokorrentkonten (Konten in 
laufender Rechnung) 

(1) Erteilung der Rechnungsabschlüsse 

Die Bank ert eilt  bei einem Kont okorrentkonto, sofern nicht etwas anderes vereinbart 
ist , jeweils zum Ende eines Kalenderquart als einen Rechnungsabschluss; dabei 
werden die in diesem Zeit raum ent st andenen beiderseit igen Ansprüche 
(einschließlich der Zinsen und Entgelte der Bank) verrechnet. Die Bank kann auf den 

Saldo, der sich aus der Verrechnung ergibt , nach Nummer 12 dieser 
Geschäft sbedingungen oder nach der mit  dem Kunden anderweit ig get roffenen 
Vereinbarung Zinsen berechnen. 

(2) Frist für Einwendungen; Genehmigung durch Schweigen 

Einwendungen wegen Unricht igkeit  oder Unvollst ändigkeit eines 
Rechnungsabschlusses hat der Kunde spätestens vor Ablauf von sechs Wochen nach 
dessen Zugang zu erheben; macht  er seine Einwendungen in Text form gelt end, 
genügt  die Absendung innerhalb der Sechs -Wochen-Frist. Das Unt erlassen 
recht zeit iger Einwendungen gilt als Genehmigung. Auf diese Folge wird die Bank bei 
Ert eilung des Rechnungsabschlusses besonders hinweisen. Der Kunde kann auch 
nach Frist ablauf eine Berichtigung des Rechnungsabschlusses verlangen, muss dann 
aber beweisen, dass zu Unrecht  sein Kont o belast et oder eine ihm zust ehende 

Gut schrift nicht erteilt wurde. 
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8 Storno- und Berichtigungsbuchungen der Bank 

(1) Vor Rechnungsabschluss 

Fehlerhaft e Gut schriften auf Kontokorrentkonten (zum Beispiel wegen einer falschen 
Kont onummer) darf die Bank bis zum nächst en Rechnungsabschluss durch eine 
Belast ungsbuchung rückgängig machen, soweit  ihr ein Rückzahlungsanspruch 
gegen den Kunden zust eht (Stornobuchung). Der Kunde kann in d iesem Fall gegen 
die Belast ungsbuchung nicht einwenden, dass er in Höhe der Gut schrift bereits 
verfügt  hat . 

(2) Nach Rechnungsabschluss 

St ellt  die Bank eine fehlerhaft e Gut schrift erst nach einem Rechnungsabschluss fest 
und st eht ihr ein Rückzahlungsanspruch gegen den Kunden zu, so wird sie in Höhe 

ihres Anspruchs sein Kont o belast en (Berichtigungsbuchung). Erhebt der Kunde 
gegen die Bericht igungsbuchung Einwendungen, so wird die Bank den Bet rag dem 
Kont o wieder gut schreiben und ihren Rückzahlungsanspruch gesondert geltend 
machen. 

(3) Information des Kunden; Zinsberechnung 

Über St orno- und Berichtigungsbuchungen wird die Bank den Kunden unverzüglich 
unt errichten. Die Buchungen nimmt  die Bank hinsicht lich der Zinsberechnung 
rückwirkend zu dem Tag vor, an dem die fehlerhaft e Buchung durchgeführt wurde. 

9 Einzugsaufträge 

(1) Erteilung von Vorbehaltsgutschriften bei der Einreichung 

Schreibt  die Bank den Gegenwert  von Schecks und Last schriften schon vor ihrer 
Einlösung gut, geschieht dies unter dem Vorbehalt  ihrer Einlösung, und zwar auch 
dann, wenn diese bei der Bank selbst  zahlbar sind. Reicht der Kunde andere Papiere 

mit  dem Auft rag ein, von einem Zahlungspflichtigen einen Forderungsbetrag zu 
beschaffen (zum Beispiel Zinsscheine), und ert eilt  die Bank über den Bet rag eine 
Gut schrift, so steht diese unter dem Vorbehalt, dass die Bank den Bet rag erhält. Der 
Vorbehalt  gilt  auch dann, wenn die Schecks, Last schriften und anderen Papiere bei 
der Bank selbst  zahlbar sind. Werden Schecks oder Lastschriften nicht eingelöst oder 
erhält  die Bank den Bet rag aus dem Einzugsauftrag nicht, macht  die Bank die 
Vorbehalt sgutschrift rückgängig. Dies geschieht  unabhängig davon, ob in d er 
Zwischenzeit ein Rechnungsabschluss ert eilt wurde. 

(2) Einlösung von Lastschriften und vom Kunden ausgestellter 
Schecks 

Last schriften sowie Schecks sind eingelöst , wenn die Belast ungsbuchung nicht 
spät est ens am zweit en Bankarbeit st ags 1 — bei Last schriften im SEPA-Firmen-
Last schriftverfahren nicht  spät estens am drit t en Bankarbeit stags — nach ihrer 
Vornahme rückgängig gemacht  wird. Barschecks sind bereit s mit  Zahlung an den 

Scheckvorleger eingelöst . Schecks sind auch schon dann eingelöst, wenn die Bank 
im Einzelfall eine Bezahlt meldung absendet . Schecks, die über die Abrechnungsstelle 
der Bundesbank vorgelegt werden, sind eingelöst, wenn sie nicht bis zu dem von der 
Bundesbank fest gesetzten Zeitpunkt zurückgegeben werden. 

10 Fremdwährungsgeschäfte und Risiken bei 
Fremdwährungskonten 

(1) Auftragsausführung bei Fremdwährungskonten 

Fremdwährungskonten des Kunden dienen dazu, Zahlungen an den Kunden und 
Verfügungen des Kunden in fremder Währung bargeldlos abzuwickeln. Verfügungen 
über Gut haben auf Fremdwährungskonten (zum Beispiel durch Überweisungen 
zulast en des Fremdwährungsgut-habens) werden unter Einschaltung von Banken im 
Heimat land der Währung abgewickelt, wenn sie die Bank nicht vollständig innerhalb 
des eigenen Hauses ausführt. 

(2) Gutschriften bei Fremdwährungsgeschäften mit dem Kunden 

Schließt  die Bank mit  dem Kunden ein Geschäft  (zum Beispiel ein 
Devisent ermingeschäft) ab, aus dem sie die Verschaffung eines Bet rags in fremder 
Währung schuldet, wird sie ihre Fremdwährungsverbindlichkeit durch Gutschrift auf 
dem Kont o des Kunden in dieser Währung erfüllen, sofern nicht  et was anderes 

vereinbart  ist . 

(3) Vorübergehende Beschränkung der Leistung durch die Bank 

Die Verpflicht ung der Bank zur Ausführung einer Verfügung zulast en eines 
Fremdwährungsguthabens (Absat z 1) oder zur Erfüllung einer 
Fremdwährungsverbindlichkeit (Absat z 2) ist  in dem Umfang und so lange 
ausgeset zt , wie die Bank in der Währung, auf die das Fremdwährungsguthaben oder 
die Verbindlichkeit  laut et, wegen politisch bedingter Maßnahmen oder Ereignisse im 
Lande dieser Währung nicht  oder nur eingeschränkt  verfügen kann. In dem Umfang 
und solange diese Maßnahmen oder Ereignisse andauern, ist die Bank auch n icht zu 
einer Erfüllung an einem anderen Ort  außerhalb des Landes der Währung, in einer 
anderen Währung (auch nicht  in Euro) oder durch Anschaffung von Bargeld 

verpflicht et. Die Verpflicht ung der Bank zur Ausführung einer Verfügung zulasten 
eines Fremdwährungsguthabens ist dagegen nicht ausgesetzt, wenn sie die Bank 

                                              
1 Bankarbeitstage sind alle Werktage, außer Sonnabende und 24. und 31. Dezember. 
2 International Bank Account Number (Internationale Bankkontonummer). 

vollst ändig im eigenen Haus ausführen kann. Das Recht  des Kunden und der Bank, 
fällige gegenseit ige Forderungen in derselben Währung mit einander zu verrechnen, 

bleibt  von den vorstehenden Regelungen unberührt. 

(4) Wechselkurs 

Die Best immung des Wechselkurses bei Fremdwährungsgeschäften ergibt sich aus 
dem „Preis- und Leist ungsverzeichnis". Bei Zahlungsdiensten gilt ergänzend der 
Zahlungsdiensterahmenvertrag. 

Mitwirkungspflichten des Kunden 
11 Mitwirkungspflichten des Kunden 

(1) Mitteilungen von Änderungen 

Zur ordnungsgemäßen Abwicklung des Geschäft sverkehrs ist es erforderlich, dass 
der Kunde der Bank Änderungen seines Namens und seiner Anschrift sowie das 
Erlöschen oder die Änderung einer gegenüber der Bank ert eilt en Vert retungsmacht 

(insbesondere einer Vollmacht ) unverzüglich mit t eilt . Diese Mit t eilungspflicht 
best eht  auch dann, wenn die Vert ret ungsmacht in ein öffent liches Register (zum 
Beispiel in das Handelsregister) eingetragen ist und ihr Erlöschen oder ihre Änderung 
in dieses Regist er einget ragen wird. Darüber hinaus können sich weitergehende 
geset zliche Mit teilungspflichten, insbesondere aus dem Geldwäschegeset z, ergeben. 

(2) Klarheit von Aufträgen 

Auft räge müssen ihren Inhalt  zweifelsfrei erkennen lassen. Nicht  eindeutig 
formuliert e Auft räge können Rückfragen zur Folge haben, die zu Verzögerungen 
führen können. Vor allem hat  der Kunde bei Auft rägen auf die Richt igkeit  und 
Vollst ändigkeit  seiner Angaben, insbesondere der Kont onummer und Bankleit zahl 
oder IBAN2 und BIC3, sowie der Währung zu acht en. Änderungen, Best ät igungen 

oder Wiederholungen von Aufträgen müssen als solche gekennzeichnet sein. 

(3) Besonderer Hinweis bei Eilbedürftigkeit der Ausführung eines 
Auftrags 

Hält  der Kunde bei der Ausführung eines Auftrags besondere Eile für nöt ig, hat  er 
dies der Bank gesondert  mit zuteilen. Bei formularmäßig ert eilt en Aufträgen muss 

dies außerhalb des Formulars erfolgen. 

(4) Prüfung und Einwendungen bei Mitteilungen der Bank 

Der Kunde hat  Kont oauszüge, Wert papierabrechnungen, Depot- und Ert rägnis-
aufst ellungen, sonst ige Abrechnungen, Anzeigen über die Ausführung von 
Auft rägen sowie Informat ionen über erwart ete Zahlungen und Sendungen (Avise) 
auf ihre Richt igkeit  und Vollst ändigkeit  unverzüglich zu überprüfen und et waige 
Einwendungen unverzüglich zu erheben. 

(5) Benachrichtigung der Bank bei Ausbleiben von Mitteilungen 

Falls Rechnungsabschlüsse und Depot aufstellungen dem Kunden nicht zugehen, 
muss er die Bank unverzüglich benachricht igen. Die Benachricht igungspflicht 
best eht  auch beim Ausbleiben anderer Mit t eilungen, deren Eingang der Kunde 
erwart et  (Wert papierabrechnungen, Kont oauszüge nach der Ausführung von 
Auft rägen des Kunden oder über Zahlungen, die der Kunde erwart et). 

Kosten der Bankdienstleistungen 
12 Zinsen, Entgelte und Auslagen 

(1) Zinsen und Entgelte im Privatkundengeschäft 

Die Höhe der Zinsen und Ent gelte für die im Privat kundengeschäft üblichen Kredite 
und Leist ungen ergibt  sich aus dem „Preisaushang — Regelsät ze im 
st andardisierten Privat kundengeschäft" und ergänzend aus dem „Preis - und 
Leist ungsverzeichnis". Wenn ein Kunde einen dort  aufgeführten Kredit  oder eine 
dort  aufgeführte Haupt leistung in Anspruch nimmt und dabei keine abweichende 
Vereinbarung get roffen wurde, gelt en die zu diesem Zeit punkt im „Preisaushang" 

oder „Preis- und Leist ungsverzeichnis" angegebenen Z insen und Ent gelte. Eine 
Vereinbarung, die auf eine über das vereinbart e Ent gelt für die Haupt leistung 
hinausgehende Zahlung des Verbrauchers gericht et ist, kann die Bank mit  dem 
Verbraucher nur ausdrücklich t reffen, auch wenn sie im „Preisaushang" oder im 
„Preis- und Leistungsverzeichnis" ausgewiesen ist. Für die Vergütung der darin nicht 
aufgeführt en Haupt leistungen, die im Auft rag des Kunden oder in dessen 
mut maßlichem Interesse erbracht werden und die, nach den Umständen zu urteilen, 
nur gegen eine Vergüt ung zu erwart en sind, gelt en, soweit  keine andere 
Vereinbarung get roffen wurde, die geset zlichen Vorschriften. 

(2) Zinsen und Entgelte außerhalb des Privatkundengeschäfts 

Außerhalb des Privat kundengeschäfts bestimmt  die Bank, sofern keine andere 

Vereinbarung get roffen wurde und geset zliche Best immungen dem nicht  
ent gegenstehen, die Höhe von Zinsen und Entgelten nach billigem Ermessen (§ 315 
des Bürgerlichen Geset zbuchs). 

3 Business Identifier Code (Internationale Bankleitzahl). 



(3) Nicht entgeltfähige Leistung 

Für eine Leist ung, zu deren Erbringung die Bank kraft  Geset zes oder aufgrund einer 
vert raglichen Nebenpflicht  verpflichtet ist  oder die sie im eigenen Int eresse 
wahrnimmt , wird die Bank kein Ent gelt  berechnen, es sei denn, es ist  geset zlich 
zulässig und wird nach Maßgabe der geset zlichen Regelung erhoben. 

(4) Änderung von Zinsen; Kündigungsrecht des Kunden bei 
Erhöhung 

Die Änderung der Zinsen bei Kredit en mit  einem veränderlichen Zinssatz erfolgt 
aufgrund der jeweiligen Kredit vereinbarungen mit  dem Kunden. Die Bank wird dem 
Kunden Änderungen von Zinsen mit teilen. Bei einer Erhöhung kann der Kunde, 
sofern nicht s anderes vereinbart  ist , die davon bet roffene Kredit vereinbarung 
innerhalb von sechs Wochen nach der Bekannt gabe der Änderung mit  sofortiger 
Wirkung kündigen. Kündigt  der Kunde, so werden die erhöht en Zinsen für die 

gekündigt e Kredit vereinbarung nicht zugrunde gelegt. Die Bank wird zur Abwicklung 
eine angemessene Frist  einräumen. 

(5) Entfällt 

(6) Auslagen 

Die Aufwendungsersat zansprüche der Bank richt en sich nach den geset zlichen 
Vorschrift en. 

(7) Besonderheiten bei Verbraucherdarlehensverträgen und 
Zahlungsdiensteverträgen mit Verbrauchern für Zahlungen 

Bei Verbraucherdarlehensvert rägen und Zahlungsdiensteverträgen mit Verbrauchern 
für Zahlungen richten sich die Zinsen und die Kosten (Entgelte, Auslagen) nach den 
jeweiligen vert raglichen Vereinbarungen und Sonderbedingungen sowie ergänzend 
nach den geset zlichen Vorschriften.  

Sicherheiten für die Ansprüche der Bank gegen den 
Kunden 
13 Bestellung oder Verstärkung von Sicherheiten 

(1) Anspruch der Bank auf Bestellung von Sicherheiten 

Die Bank kann für alle Ansprüche aus der bankmäßigen Geschäft sverbindung die 
Best ellung bankmäßiger Sicherheit en verlangen, und zwar auch dann, wenn die 
Ansprüche bedingt  sind (zum Beispiel Aufwendungsersatzanspruch wegen der 
Inanspruchnahme aus einer für den Kunden übernommenen Bürgschaft). Hat  der 
Kunde gegenüber der Bank eine Haft ung für Verbindlichkeit en eines anderen 
Kunden der Bank übernommen (zum Beispiel als Bürge), so besteht für die Bank ein 
Anspruch auf Bestellung oder Verstärkung von Sicherheiten im Hinblick auf die aus 
der Haft ungsübernahme folgende Schuld jedoch erst ab ihrer Fälligkeit . 

(2) Veränderungen des Risikos 

Hat  die Bank bei der Ent stehung von Ansprüchen gegen den Kunden zunächst ganz 
oder t eilweise davon abgesehen, die Best ellung oder Verst ärkung von Sicherheiten 

zu verlangen, kann sie auch spät er noch eine Besicherung fordern. Voraussetzung 
hierfür ist  jedoch, dass Umstände eintreten oder bekannt werden, die eine erhöhte 
Risikobewert ung der Ansprüche gegen den Kunden recht fert igen. Dies kann 
insbesondere der Fall sein, wenn 
—sich die wirt schaftlichen Verhältnisse des Kunden nachteilig verändert haben oder 

sich zu verändern drohen oder 
—sich die vorhandenen Sicherheit en wert mäßig verschlecht ert haben oder zu 

verschlecht ern drohen. 
Der Besicherungsanspruch der Bank besteht nicht, wenn ausdrücklich vereinbart ist, 

dass der Kunde keine oder ausschließlich im Einzelnen benannt e Sicherheit en zu 
best ellen hat . Bei Verbraucherdarlehensvert rägen best eht ein Anspruch auf die 
Best ellung oder Verst ärkung von Sicherheit en nur, soweit  die Sicherheit en im 
Kredit vert rag angegeben sind. Überst eigt  der Net t odarlehensbetrag 75.000 Euro, 
best eht  der Anspruch auf Best ellung oder Verst ärkung auch dann, wenn in einem 
vor dem 21. März 2016 abgeschlossenen Verbraucherdarlehensvertrag oder in 
einem ab dem 21. März 2016 abgeschlossenen Allgemein-
Verbraucherdarlehensvert rag im Sinne von § 491 Abs. 2 BGB keine oder keine 
abschließende Angabe über Sicherheiten enthalt en ist. 

(3) Fristsetzung für die Bestellung oder Verstärkung von 
Sicherheiten 

Für die Best ellung oder Verst ärkung von Sicherheit en wird die Bank eine 
angemessene Frist  einräumen. Beabsichtigt die Bank, von ihrem Recht zur fristlosen 

Kündigung nach Nummer 19 Absat z 3 dieser Geschäft sbedingungen Gebrauch zu 
machen, falls der Kunde seiner Verpflicht ung zur Best ellung oder Verst ärkung von 
Sicherheit en nicht fristgerecht nachkommt, wird sie ihn zuvor hierauf hinweisen. 

14 Vereinbarung eines Pfandrechts zugunsten der Bank  

(1) Einigung über das Pfandrecht 

Der Kunde und die Bank sind sich darüber einig, dass die Bank ein Pfandrecht  an 
den Wert papieren und Sachen erwirbt, an denen eine inländische Geschäftsstelle im 
bankmäßigen Geschäft sverkehr Besit z erlangt hat  oder noch erlangen wird. Die Bank 
erwirbt  ein Pfandrecht  auch an den Ansprüchen, die dem Kunden gegen die Bank 

aus der bankmäßigen Geschäft sverbindung zustehen oder künftig zustehen werden 
(zum Beispiel Kont oguthaben). 

(2) Gesicherte Ansprüche 

Das Pfandrecht  dient  der Sicherung aller best ehenden, künftigen und bedingten 

Ansprüche, die der Bank mit  ihren sämt lichen in- und ausländischen Geschäftsstellen 
aus der bankmäßigen Geschäft sverbindung gegen den Kunden zust ehen. Hat  der 
Kunde gegenüber der Bank eine Haft ung für Verbindlichkeit en eines anderen  
Kunden der Bank übernommen (zum Beispiel als Bürge), so sichert  das Pfandrecht 
die aus der Haft ungsübernahme folgende Schuld jedoch erst ab ihrer Fälligkeit . 

(3) Ausnahmen vom Pfandrecht 

Gelangen Gelder oder andere Wert e mit  der Maßgabe in die Verfügungsgewalt  der 
Bank, dass sie nur für einen best immten Zweck verwendet  werden dürfen (zum 
Beispiel Bareinzahlung zur Einlösung eines Wechsels), erstreckt sich das Pfandrecht 
der Bank nicht  auf diese Wert e. Dasselbe gilt  für die von der Bank selbst  
ausgegebenen Genussrecht e, für Ansprüche des Kunden gegen die Bank aus 
nachrangigen Verbindlichkeit en sowie für die Wertpapiere, die die Bank im Ausland 

für den Kunden verwahrt . 

 

(4) Zins- und Gewinnanteilscheine 

Unt erliegen dem Pfandrecht  der Bank Wert papiere, ist  der Kunde nicht  berechtigt, 
die Herausgabe der zu diesen Papieren gehörenden Zins-und Gewinnanteilscheine 
zu verlangen. 

15 Sicherungsrechte bei Einzugspapieren und diskontierten 
Wechseln 

(1) Sicherungsübereignung 

Die Bank erwirbt  an den ihr zum Einzug eingereicht en Schecks und Wechseln im 
Zelt punkt der Einreichung Sicherungseigentum. An diskontierten Wechseln erwirbt 
die Bank im Zeit punkt des Wechselankaufs uneingeschränktes Eigentum; belastet  
sie diskont ierte Wechsel dem Konto zurück, so verbleibt ihr das Sicherungseigentum 
an diesen Wechseln. 

(2) Sicherungsabtretung 

Mit  dem Erwerb des Eigentums an Schecks und Wechseln gehen auch die zugrunde 
liegenden Forderungen auf die Bank über; ein Forderungsübergang findet  ferner 
st at t, wenn andere Papiere zum Einzug eingereicht  werden (zum Beispiel 
Last schriften, kaufmännische Handelspapiere). 

(3) Zweckgebundene Einzugspapiere 

Werden der Bank Einzugspapiere mit der Maßgabe eingereicht, dass ihr Gegenwert 
nur für einen best immt en Zweck verwendet  werden darf, erst recken sich die 

Sicherungsübereignung und die Sicherungsabtretung nicht auf diese Papiere. 

(4) Gesicherte Ansprüche der Bank 

Das Sicherungseigentum und die Sicherungsabtretung dienen der Sicherung aller 
Ansprüche, die der Bank gegen den Kunden bei Einreichung von Einzugspapieren 
aus seinen Kont okorrentkonten zustehen oder die infolge der Rückbelast ung nicht 
eingelöst er Einzugspapiere oder diskontierter Wechsel ent stehen. Auf Anforderung 
des Kunden nimmt  die Bank eine Rückübertragung des Sicherungseigentums an den 
Papieren und der auf sie übergegangenen Forderungen an den Kunden vor, falls ihr 
im Zeit punkt  der Anforderung keine zu sichernden Ansprüche gegen den Kunden 
zust ehen und sie ihn über den Gegenwert  der Papiere vor deren endgült iger 
Bezahlung nicht  verfügen lässt. 

16 Begrenzung des Besicherungsanspruchs und 
Freigabeverpflichtung 

(1) Deckungsgrenze 

Die Bank kann ihren Anspruch auf Bestellung oder Verstärkung von Sicherheiten so 
lange gelt end machen, bis der realisierbare Wert  aller Sicherheit en dem 
Gesamt bet rag aller Ansprüche aus der bankmäßigen Geschäft sverbindung 
(Deckungsgrenze) entspricht. 

(2) Freigabe 

Falls der realisierbare Wert  aller Sicherheit en die Deckungsgrenze nicht  nur 

vorübergehend übersteigt, hat  die Bank auf Verlangen des Kunden Sicherheiten 
nach ihrer Wahl freizugeben, und zwar in Höhe des die Deckungsgrenze 
überst eigenden Bet rags; sie wird bei der Auswahl freizugebender Sicherheiten auf 
die berecht igten Belange des Kunden und eines dritten Sicherungsgebers, der für die 
Verbindlichkeit en des Kunden Sicherheiten bestellt hat , Rücksicht nehmen. In diesem 
Rahmen ist  die Bank auch verpflicht et , Auft räge des Kunden über die dem 
Pfandrecht  unt erliegenden Wert e auszuführen (zum Beispiel Verkauf von 
Wert papieren, Auszahlung von Sparguthaben). 

(3) Sondervereinbarungen 

Ist  für eine best immt e Sicherheit  ein anderer Bewert ungsmaßstab als der 
realisierbare Wert  oder ist  eine andere Deckungsgrenze oder ist eine andere Grenze 

für die Freigabe von Sicherheit en vereinbart, so sind diese maßgeblich. 



17 Verwertung von Sicherheiten 

(1) Wahlrecht der Bank 

Wenn die Bank verwert et , hat  sie unt er mehreren Sicherheit en die Wahl. Sie wird 
bei der Verwert ung und bei der Auswahl der zu verwert enden Sicherheiten auf die 
berecht igten Belange des Kunden und eines drit t en Sicherungsgebers, der für die 
Verbindlichkeit en des Kunden Sicherheit en bestellt hat, Rücksicht nehmen. 

(2) Erlösgutschrift nach dem Umsatzsteuerrecht 

Wenn der Verwert ungsvorgang der Umsat zsteuer unt erliegt, wird die Bank dem 
Kunden über den Erlös eine Gut schrift erteilen, die als Rechnung für die Lieferung 
der als Sicherheit  dienenden Sache gilt  und den Vorausset zungen des 
Umsat zsteuerrechts entspricht. 

Kündigung 
18 Kündigungsrechte des Kunden 

(1) Jederzeitiges Kündigungsrecht 

Der Kunde kann die gesamt e Geschäft sverbindung oder einzelne 
Geschäft sbeziehungen (zum Beispiel den Scheckvertrag), für die weder eine Laufzeit 
noch eine abweichende Kündigungsregelung vereinbart ist, jederzeit  ohne 
Einhalt ung einer Kündigungsfrist kündigen. 

(2) Kündigung aus wichtigem Grund 

Ist  für eine Geschäft sbeziehung eine Laufzeit  oder eine abweichende 
Kündigungsregelung vereinbart , kann eine frist lose Kündigung nur dann 
ausgesprochen werden, wenn hierfür ein wicht iger Grund vorliegt , der es dem 

Kunden, auch unt er Berücksicht igung der berecht igten Belange der Bank, 
unzumut bar werden lässt, die Geschäftsbeziehung fortzusetzen. 

(3) Gesetzliche Kündigungsrechte 

Geset zliche Kündigungsrechte bleiben unberührt. 

19 Kündigungsrechte der Bank 

(1) Kündigung unter Einhaltung einer Kündigungsfrist 

Die Bank kann die gesamt e Geschäft sverbindung oder einzelne 
Geschäft sbeziehungen, für die weder eine Laufzeit  noch eine abweichende 
Kündigungsregelung vereinbart ist, jederzeit  unter Einhaltung einer angemessenen 
Kündigungsfrist kündigen (zum Beispiel den Scheckvert rag, der zur Nut zung von 
Scheckvordrucken berechtigt). Bei der Bemessung der Kündigungsfrist wird die Bank 
auf die berecht igt en Belange des Kunden Rücksicht  nehmen. Für die Kündigung 
eines Zahlungsdiensterahmenvertrages (zum Beispiel laufendes Kont o oder 

Kart envert rag) und eines Depot s bet rägt  die Kündigungsfrist mindest ens zwei 
Monat e. 

(2) Kündigung unbefristeter Kredite 

Kredit e und Kredit zusagen, für die weder eine Laufzeit  noch eine abweichende 
Kündigungsregelung vereinbart ist , kann die Bank jederzeit  ohne Einhalt ung einer 
Kündigungsfrist kündigen. Die Bank wird bei der Ausübung dieses Kündigungsrechts 
auf die berecht igt en Belange des Kunden Rücksicht nehmen. 
Soweit  das Bürgerliche Geset zbuch Sonderregelungen für die Kündigung eines 
Verbraucherdarlehensvert rags vorsieht , kann die Bank nur nach Maßgabe dieser 
Regelungen kündigen. 

(3) Kündigung aus wichtigem Grund ohne Einhaltung einer 
Kündigungsfrist 

Eine frist lose Kündigung der gesamt en Geschäft sverbindung oder einzelner 
Geschäft sbeziehungen ist zulässig, wenn ein wichtiger Grund vorliegt, der der Bank 
deren Fort set zung auch unt er Berücksicht igung der berecht igt en Belange des 
Kunden unzumutbar werden lässt. Ein wichtiger Grund liegt insbesondere vor, 

- wenn der Kunde unricht ige Angaben über seine Vermögensverhältnisse gemacht 
hat , die für die Ent scheidung der Bank über eine Kredit gewährung oder über 
andere mit  Risiken für die Bank verbundenen Geschäft e (zum Beispiel 
Aushändigung einer Zahlungskart e) von erheblicher Bedeut ung waren; bei 
Verbraucherdarlehen gilt  dies nur, wenn der Kunde für die 
Kredit würdigkeitsprüfung relevant e Informat ionen wissentlich vorenthalt en oder 
diese gefälscht  hat  und dies zu einem Mangel der Kredit würdigkeit sprüfung 
geführt  hat  oder 

- wenn eine wesent liche Verschlechterung der Vermögensverhält nisse des Kunden 
oder der Wert haft igkeit einer Sicherheit  eint rit t oder einzut reten droht  und 

dadurch die Rückzahlung des Darlehens oder die Erfüllung einer sonst igen 
Verbindlichkeit  gegenüber der Bank — auch unt er Verwert ung einer hierfür 
best ehenden Sicherheit — gefährdet ist oder 

- wenn der Kunde seiner Verpflicht ung zur Best ellung oder Verst ärkung von 
Sicherheit en nach Nummer 13 Absat z 2 dieser Geschäft sbedingungen oder 
aufgrund einer sonst igen Vereinbarung nicht  innerhalb der von der Ban k 
geset zt en angemessenen Frist nachkommt. 

Best eht  der wicht ige Grund in der Verlet zung einer vert raglichen Pflicht, ist  die 
Kündigung erst  nach erfolglosem Ablauf einer zur Abhilfe best immten 

angemessenen Frist  oder nach erfolgloser Abmahnung zulässig, es sei denn, dies ist 
wegen der Besonderheit en des Einzelfalls (§ 323 Abs. 2 und 3 BGB) entbehrlich. 

(4) Kündigung von Verbraucherdarlehensverträgen bei Verzug 

Soweit  das Bürgerliche Geset zbuch Sonderregelungen für die Kündigung wegen 
Verzugs mit  der Rückzahlung eines Verbraucherdarlehensvertrags vorsieht, kann die 
Bank nur nach Maßgabe dieser Regelungen kündigen. 

(5) Kündigung von Basiskontoverträgen 

Die Bank kann einen Basiskont overtrag nach den jeweiligen vert raglichen 
Vereinbarungen sowie ergänzend nach den gesetzlichen Bestimmungen kündigen. 

(6) Abwicklung nach einer Kündigung 

Im Fall einer Kündigung ohne Kündigungsfrist wird die Bank dem Kunden für die 
Abwicklung (insbesondere für die Rückzahlung eines Kredits) eine angemessene Frist  
einräumen, soweit  nicht eine sofortige Erledigung erforderlich ist  (zum Beispiel bei 
der Kündigung des Scheckvertrags die Rückgabe der Scheckvordrucke). 

Sicherungssystem 

20 BVR Institutssicherung GmbH und Sicherungseinrichtung des 
BVR 

(1) Instituts- und Einlagenschutz 

Die Bank ist  der BVR Inst itutssicherung GmbH und der Sicherungseinrichtung des 
Bundesverbandes der Deut schen Volksbanken und Raiffeisenbanken e. V. 

angeschlossen. Als inst itutsbezogene Sicherungssysteme haben sie die Aufgabe, 
drohende oder best ehende wirt schaftliche Schwierigkeit en bei den ihnen 
angeschlossenen Instituten abzuwenden oder zu beheben. A lle Institute, die diesen 
Sicherungssystemen angeschlossen sind, unt erstützen sich gegenseitig, um eine 
Insolvenz zu vermeiden. Über den Institutsschutz sind auch d ie Einlagen der Kunden 
— darunt er fallen im Wesent lichen Spareinlagen, Sparbriefe, Termineinlagen, 
Sicht einlagen und Schuldverschreibungen —geschützt. 

(2) Gesetzlicher Einlagenschutz der BVR Institutssicherung GmbH 

Das von der BVR Inst itutssicherung GmbH bet riebene inst it utsbezogene 
Sicherungssystem ist  als Einlagensicherungssystem amt lich anerkannt . Sollte 
ent gegen Absat z 1 ein Insolvenzfall eint reten, sind Einlagen im Sinne des § 2 

Absät ze 3 bis 5 des Einlagensicherungsgesetzes bis zu den Obergrenzen gemäß § 8 
des Einlagensicherungsgesetzes von der BVR Institutssicherung GmbH zu erstatten. 

(3) Freiwilliger Einlagenschutz der Sicherungseinrichtung 

Die Sicherungseinrichtung schützt im Fall einer Insolvenz über den geset zlichen 
Schut z nach Absat z 2 hinaus alle Einlagen nach Maßgabe des § 1 Absat z 4 des 
St at uts der Sicherungseinrichtung. 

(4) Informationsbefugnisse 

Die Bank ist  befugt , der Sicherungseinrichtung des BVR oder einem von ihr 
Beauft ragt en alle in diesem Zusammenhang erforderlichen Auskünfte zu ert eilen und 
Unt erlagen zur Verfügung zu stellen. Die Bank ist befugt, der BVR Institutssicherung 
GmbH oder einem von ihr Beauft ragt en alle in diesem Zusammenhang erforderlichen 
Auskünft e zu erteilen und Unterlagen zur Verfügung zu stellen. 
 
 

 
 

 

 
 


